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Vorlagen-Nr. 21-F-72-0004

Anpassung Plausibilitdtspriifung an heutige Rahmenbedingungen
-Antrag der Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen, SPD und Volt vom 03.11.2021-

Mit Beschluss Nr. 0533 vom 19.11.2009 hat die Stadtverordnetenversammlung festge-legt, dass
fur alle stadtischen BaumaRnahmen mit erwarteten Gesamtkosten ab 1 Mio. Euro ein zweigeteiltes
Beschlussverfahren (Grundsatz- und Ausflihrungsvorlage) sowie ein Plausibilitatsprifung durch
einen externen Dritten vorgeschrieben ist.

Damit einher geht eine deutlich langere Bearbeitungsdauer (ca. 12 Monate), Kosten fiir die externe
Prifung selbst sowie Mehrkosten fiir das Projekt durch den Zeitverzug. Be-troffen hiervon sind zum
groRen Teil Projekte der Verkehrsinfrastruktur.

Die Zeitdauer von der Haushaltsanmeldung eines Projekts bis zur letztendlichen Fertig-stellung
wachst dadurch weiter an, was auch den Ortsbeiraten und der Bevélkerung gegeniber schwer
vermittelbar ist und im schlimmsten Fall zudem zum Verlust von Foérdermitteln fihren kann.

Die Sinnhaftigkeit des Instruments Plausibilitatsprifung wird nicht in Frage gestellt;

allerdings haben sich die Rahmenbedingungen seit 2009 geéndert.

Durch die immensen allgemeinen Baukostensteigerungen bundesweit in den letzten Jahren kostet
das gleiche Projekt, das vor 12 Jahren 1 Mio. EUR gekostet hat, heute deutlich mehr.

Es ist dadurch allerdings nicht per se uniibersichtlicher, komplexer oder riskanter ge-worden. Um
die Handlungsfahigkeit und Effizienz der stadtischen Amter zu unterstiit-zen, sollte die
Kostengrenze deshalb entsprechend der allgemeinen Baukostensteige-rung seit 2009 folglich
angehoben werden.

Der Finanz- und Beteiligungsausschuss mége beschliel3en:
Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschliel3en:

1. Die Kostengrenze fir das zweistufige Beschlussverfahren und die externe Plausibili-
tatsprufung fur stadtische Bauprojekte aus Beschluss Nr. 0533 vom 19.11.2009 wird ab
dem Stichtag 01.01.2022 von bisher 1,0 Mio. EUR auf 2,0 Mio. EUR angehoben, um der
allgemeinen bundesweiten Baukostensteigerung gerecht zu werden.

Alle weiteren Verfahrensweisen beziiglich der Plausibilitdtspriifung bleiben unveran-dert
erhalten.

Beschluss Nr. 0194
Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschlieRen:

Der Antrag wird angenommen.
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Wiesbaden, .11.2021

Dr. Reinhard Volker
Vorsitzender

Seite: 2/2



	Die Stadtverordnetenversammlung
	Tagesordnung I Punkt 4 der öffentlichen Sitzung am 10. November 2021
	Anpassung Plausibilitätsprüfung an heutige Rahmenbedingungen
	-Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Volt vom 03.11.2021-

